
beschränkt wird, soweit sie darin nicht nur in privater Eigenschaft han­
delt und weder in beaufsichtigender, leitender oder organisatorischer 
Eigenschaft tätig ist, noch an der E i n s t e l l u n g  und Entlassung an­
derer mitwirkt oder die Arbeit betreffende oder andere richtunggebende 
Maßnahmen zu treffen hat.,

f) Die Namen der entfernten Personen und die Gründe für ihre Entfernung 
sind den zuständigen Leitern der Vermögensverwaltung (Militär­
regierung) oder entsprechenden Behörden der Militärregierung zu über­
mitteln, die gemäß den einschlägigen Gesehen und Anordnungen der 
Militärregierung die Maßnahmen zur sofortigen Sperre und Kontrolle 
des Vermögens solcher Personen treffen.

Personen, die aus öffentlichen Ämtern entfernt werden, haben keinen 
Anspruch auf R u h e g e h ä l t e r  oder andere Beamtenrechte.

3. Geltungsbereich
Der Ausdruck „Entfernung“, im Sinne der oben angeführten Stelle der 

Erklärung von Potsdam, umfaßt auch „Ausschluß“.
Die einschlägigen Normen und Vorschriften sind daher in dem Sinne 

anzuwenden, daß sie sich nicht nur auf die Entfernung von National­
sozialisten und anderen gegenüber den Bestrebungen der Alliierten feind­
lich eingestellten Personen aus verantwortlichen Ämtern und Stellungen, 
sondern auch auf deren Ausschluß von solchen Ämtern und Stellungen 
beziehen.

4, Verantwortlichkeit
Für die Entfernung und den Ausschluß von Nationalsozialisten und an­

deren Personen, die den Bestrebungen der Alliierten gegenüber feindlich 
eingestellt sind, ist im allgemeinen die Abteilung oder Zweigstelle, die 
die Betroffenen b e s c h ä f t i g t  oder ihre E i n s t e  11 u n g  in Betracht z i e h t ,  
verantwortlich, wobei sie den Rat der Abt. für öff. Sicherheit der M.R. ein­
zuholen oder sich deren Beistand zu bedienen hat. Die Stellungnahme der 
Abt. für öff. Sicherheit der M.R. nach Beratung mit der Abt. für Geheim­
dienst (der M.R.) ist entscheidend und hat allen Erwägungen verwaltungs­
technischer Ratsamkeit, Zweckmäßigkeit und sogar Notwendigkeit vor­
auszugehen.

5. Nachprüfung von Entscheidungen
Wenn die Annahme naheliegt, daß bei Entfernung oder Ausschluß einer 

bestimmten Person von einem Amt in Anwendung dieser Richtlinien ein 
Irrtum unterlaufen ist, kann Nachprüfung des Falles von der betreffenden 
Zweigstelle der Abteilung (der M.R.) beantragt werden. Diese kann im 
Einvernehmen mit der Abt. für öff. Sicherheit und der für Geheimdienst 
(der M.R.) den Fall der Militärregierung im Zonen-Hauptquartier zur 
weiteren Behandlung übergeben; in Groß-Berlin ist die Kommandantur
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